
 
 
Amtsgericht Weimar: Der Lockdown im Frühjahr 2020 war verfassungswidrig. 
Es gab kein Bedrohungsszenario. Der Lockdown erweist sich bei Evaluierung 
der Fakten als eine an sich unzulässige Maßnahme. 

Dieses Urteil mit umfassender und detaillierter Analyse der Covid19-Situation 
und der betreffenden Regierungsmaßnahmen ist von grundlegender 
Bedeutung 

(AG Weimar 11.01.2021 zu 6 OWi - 523 Js 202518/20, openJur 2021, 3576) 

Nachstehend dessen Kurzfassung von b.com Hausjurist Dr.Dr. Schimanko. 
 

[Link zum Volltext am Ende der Kurzfassung; Konkrete Quellenangaben mit Links zu Quellen 
sind im Volltext] 

Tenor 
Der Betroffene wird freigesprochen. 

Begründung 

I. Am 24.04.2020 hielt sich der Betroffene in den Abendstunden zusammen mit 
mindestens sieben weiteren Personen im Hinterhof des Hauses X-Straße 1 in W. 
auf, um den Geburtstag eines der Beteiligten zu feiern. Die insgesamt acht 
Beteiligten verteilten sich auf sieben verschiedene Haushalte. 

II. Dieses Verhalten des Betroffenen verstieß gegen § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 der 
Dritten Thüringer Verordnung über erforderliche Maßnahmen zur Eindämmung der 
Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 (3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO) vom 
18.04.2020 in der Fassung vom 23.04.2020. 

Dieser Verstoß stellt eine Ordnungswidrigkeit gem. § 14 Abs. 3 Nr. 2 und Nr. 3 3. 
ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO i. V. m. § 73 Abs. 1a Nr. 24 i. V. m. § 32 Satz 1 IfSG 
dar. Der Betroffene war dennoch aus rechtlichen Gründen freizusprechen, weil § 2 
Abs. 1 und § 3 Abs. 1 3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO verfassungswidrig und 
damit nichtig sind. 

Das Gericht hatte selbst über die Verfassungsmäßigkeit der Normen zu entscheiden, 
weil die Vorlagepflicht gem. Art. 100 Abs. 1 GG nach ständiger Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts (grundlegend BVerfGE 1, 184 (195ff)) nur für förmliche 
Gesetze des Bundes und der Länder, nicht aber für nur materielle Gesetze wie 
Rechtsverordnungen gilt. Über deren Vereinbarkeit mit der Verfassung hat jedes 
Gericht selbst zu entscheiden. 

III. § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO sind aus formellen 
Gründen verfassungswidrig, da die tief in die Grundrechte eingreifenden Regelungen 
von der gesetzlichen Ermächtigungsgrundlage im Infektionsschutzgesetz nicht 
gedeckt sind. Je wesentlicher Rechtsverordnungen oder andere Rechtsakte der 
Exekutive in Grundrechte eingreifen, um so genauer und intensiver müssen die 
Regelungen des ermächtigenden Gesetzes sein.  
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Ein allgemeines Kontaktverbot stellt zumindest einen schweren Eingriff in die 
allgemeine Handlungsfreiheit gem. Art. 2 Abs. 1 GG, darüber hinaus aber auch in die 
Versammlungs-, Vereinigungs-, Religions-, Berufs- und Kunstfreiheit dar, nicht nur, 
weil es alle Bürger adressiert und zwar unabhängig von der Frage, ob sie Krankheits- 
oder Ansteckungsverdächtige i. S. v. § 28 Abs. 1 S. 1 IfSG sind oder nicht. Indem 
allen Bürgern untersagt wird, mit mehr als einer haushaltsfremden Person 
zusammenzukommen, wobei dies vorliegend nicht nur für den öffentlichen Raum (§ 
2 Abs. 1 3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO), sondern gem. § 3 Abs. 1 3. ThürSARS-
CoV-2-EindmaßnVO auch für den privaten Raum galt, sind die Freiheitsrechte im 
Kern betroffen. Das allgemeine Kontaktverbot zieht dabei zwangsläufig weitere 
Grundrechtseinschränkungen nach sich. So ist es nur logisch folgerichtig, dass unter 
der Geltung eines allgemeinen Kontaktverbotes Einrichtungen aller Art (§ 5 3. 
ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO), Einzelhandelsgeschäfte, Beherbergungsbetriebe 
(§ 6 3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO) und Gastronomiebetriebe (§ 7 3. 
ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO) ebenfalls geschlossen oder jedenfalls beschränkt 
werden.  

Soweit eingriffsintensive Maßnahmen, die an sich einer besonderen Regelung 
bedürften, unter Rückgriff auf Generalklauseln nur im Rahmen "unvorhergesehener 
Entwicklungen" zulässig sein sollen, ist diese Voraussetzung vorliegend nicht erfüllt. 
Bereits im Jahr 2013 lag dem Bundestag eine unter Mitarbeit des Robert Koch-
Instituts erstellte Risikoanalyse zu einer Pandemie durch einen "Virus Modi-SARS" 
vor, in der ein Szenario mit 7,5 Millionen (!) Toten in Deutschland in einem Zeitraum 
von drei Jahren beschrieben und antiepidemische Maßnahmen in einer solchen 
Pandemie diskutiert wurden (Bundestagsdrucksache 17/12051). Der Gesetzgeber 
hätte daher im Hinblick auf ein solches Ereignis, das zumindest für "bedingt 
wahrscheinlich" (Eintrittswahrscheinlichkeit Klasse C) gehalten wurde, die 
Regelungen des Infektionsschutzgesetzes prüfen und ggf. anpassen können. 

Hinzu kommt – und dieses Argument ist gewichtiger –, dass am 18.04.2020, dem 
Tag des Erlasses der 3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO, weder in Deutschland im 
Ganzen betrachtet, noch in Thüringen eine epidemische Lage bestand, angesichts 
derer es ohne die Ergreifung von einschneidenden Maßnahmen durch die Exekutive 
unter Rückgriff auf die infektionsschutzrechtliche Generalklausel bzw. die 
Spezialermächtigungen des § 28 Abs. 1 S. 2 IfSG zu "nicht mehr vertretbaren 
Schutzlücken" gekommen wäre. Es gab keine "epidemische Lage von nationaler 
Tragweite" (§ 5 Abs. 1 IfSG), wenngleich dies der Bundestag mit Wirkung ab 
28.03.2020 festgestellt hat. 

Diese Einschätzung ergibt sich bereits allein aus den veröffentlichten Daten des 
Robert Koch-Instituts: 

Der Höhepunkt der COVID-19-Neuerkrankungen (Erkrankungsbeginn = Beginn der 
klinischen Symptome) war bereits am 18.03.2020 erreicht. Zum Zeitpunkt des 
Beginns des Lockdowns am 22.03.2020 sank damit die Zahl der Neuinfektionen 
bereits seit 10 Tagen. Vor dem Lockdown gab es dementsprechend auch keine 
exponentielle Steigerung der Neuinfektionen. Zwar stieg die Zahl der Positivtests von 
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7.582 in der 11. Kalenderwoche (09.-15.03.) auf 23.820 in der 12. Kalenderwoche 
(16.-22.03.) und damit um 214 %, dieser Anstieg war aber vor allem auf eine 
Steigerung der Testzahlen von 127.457 (11. KW) um 173 % auf 348.619 (12. KW) 
zurückzuführen (Lagebericht vom 15.04.2020, Tabelle 4, S. 8). Der Anteil der 
Positivtests an den Gesamttests (sog. Positivenquote) stieg nur von 5,9% auf 6,8%, 
was einer Steigerung um lediglich 15% entspricht. Wie sich aus dem 
Epidemiologischen Bulletin 17/2020 des Robert Koch-Instituts, veröffentlicht am 
15.04.2020, ergibt, sank die effektive Reproduktionszahl R nach den Berechnungen 
des RKI bereits am 21.03.2020 unter den Wert 1 und blieb dann mit kleineren 
Schwankungen ungefähr bei 1. Da nach den Erläuterungen des Robert Koch-
Instituts die an einem bestimmten Tag berichtete Reproduktionszahl die 
Neuinfektionen im Zeitraum 13 bis 8 Tage vor diesem Tag beschreibt, ist diese 
Zeitverzögerung noch in Abzug zu bringen, so dass danach der R-Wert (bei einer 
Korrektur um 10 Tage) bereits am 11. März unter 1 lag, was obigem Befund zum 
Höhepunkt der Neuinfektionen entspricht (vgl. Kuhbandner, Warum die Wirksamkeit 
des Lockdowns wissenschaftlich nicht bewiesen ist). 

Da die Zahl der Neuinfektionen bereits seit Mitte März rückläufig war, ist es nicht 
überraschend, dass in Deutschland zu keinem Zeitpunkt im Frühjahr 2020 eine 
konkrete Gefahr der Überlastung des Gesundheitssystems durch eine "Welle" von 
COVID-19-Patienten bestand. Wie sich dem am 17.03.2020 neuetablierten DIVI-
Intensivregister entnehmen lässt, waren im März und April in Deutschland 
durchgehend mindestens 40% der Intensivbetten frei. In Thüringen wurden am 
03.04.2020 378 Intensivbetten als belegt gemeldet, davon 36 mit COVID-19-
Patienten. Dem standen 417 (!) freie Betten gegenüber. Am 16.04.2020, also zwei 
Tage vor dem Erlass der Verordnung wurden 501 Intensivbetten als belegt gemeldet, 
davon 56 mit COVID-19-Patienten. Dem standen 528 (!) freie Betten gegenüber. (Die 
Zunahme der Gesamtbettenzahl ist dadurch zu erklären, dass anfangs nicht alle 
Kliniken an das DIVI-Intensivregister meldeten, erst ab dem 25. April kann von einer 
Meldung nahezu aller Kliniken ausgegangen werden.) Die Höchstzahl der 
gemeldeten COVID-19- Patienten betrug in Thüringen im Frühjahr 63 (28. April), die 
Zahl der COVID-19-Patienten lag damit zu keinem Zeitpunkt in einem Bereich, bei 
dem eine Überlastung des Gesundheitssystems zu befürchten gewesen wäre. 

Diese Einschätzung der tatsächlichen Gefahren durch COVID-19 im Frühjahr 2020 
wird bestätigt durch eine Auswertung von Abrechnungsdaten von 421 Kliniken der 
Initiative Qualitätsmedizin, die zu dem Ergebnis kam, dass die Zahl der in 
Deutschland im ersten Halbjahr 2020 stationär behandelten SARI-Fälle (SARI = 
severe acute respiratory infection = schwere Atemwegserkrankungen) mit insgesamt 
187.174 Fällen sogar niedriger lag als im ersten Halbjahr 2019 (221.841 Fälle), 
obwohl darin auch die COVID bedingten SARI-Fälle mit eingeschlossen waren. Auch 
die Zahl der Intensivfälle und der Beatmungsfälle lag nach dieser Analyse im ersten 
Halbjahr 2020 niedriger als in 2019. 
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Auch die Sterbestatistik unterstützt diesen Befund. Laut Sonderauswertung des 
Statistischen Bundesamts starben im ersten Halbjahr 2020 in Deutschland 484.429 
Menschen, im ersten Halbjahr 2019 waren es 479.415, 2018 501.391, 2017 488.147 
und 2016 461.055 Menschen. Sowohl 2017 als auch 2018 gab es danach im ersten 
Halbjahr mehr Todesfälle als in 2020.  

Die Schreckenszenarien, die im Frühjahr die Entscheidung über den Lockdown 
maßgeblich beeinflussten (dazu näher unter V.), beruhten auch auf falschen 
Annahmen zur Letalität des Virus (sog. infection fatality rate = IFR) und zur Frage 
einer bereits vorhandenen bzw. fehlenden Grundimmunität gegen das Virus in der 
Bevölkerung. Die Kontagiosität wurde dagegen von Anfang nicht als dramatisch 
höher beurteilt als bei einem Influenzavirus (das Robert Koch-Institut gibt die 
Basisreproduktionszahl R0 von SARS-CoV-2 mit 3,3 - 3,8 an, bei Influenza liegt sie 
nach den meisten Angaben bei 1 - 3, bei Masern bei 12 - 18). Die Letalität beträgt 
nach einer Metastudie des Medizinwissenschaftlers und Statistikers John Ioannidis, 
eines der meistzitierten Wissenschaftler weltweit, die im Oktober in einem Bulletin 
der WHO veröffentlicht wurde, im Median 0,27%, korrigiert 0,23 % und liegt damit 
nicht höher als bei mittelschweren Influenzaepidemien. Der Altersmedian der an oder 
mit SARS-CoV-2 Verstorbenen beträgt in Deutschland 84 Jahre (vgl. 
Situationsbericht des RKI vom 05.01.2021, S. 8). Und entgegen den ursprünglichen 
Annahmen, die von einer fehlenden Immunität gegen das "neuartige" Virus 
ausgingen, weshalb zum Erreichen einer Herdenimmunität 60-70% Bevölkerung 
infiziert werden müssten, gibt es bei bis zu 50% der Bevölkerung, die nicht SARS-
CoV-2 exponiert waren, bereits eine Grundimmunität durch kreuzreaktive T-Zellen, 
die durch Infektionen mit früheren Corona-Viren entstanden sind. 

Da nach allem keine Situation bestand, die ohne einschneidende Maßnahmen zu 
"unvertretbaren Schutzlücken" geführt hätte, sind § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1 3. 
ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO auch wenn man der Rechtsauffassung folgt, dass in 
einer solchen Situation ein Rückgriff auf Generalklauseln verfassungsgemäß ist, 
verfassungswidrig. 

 

IV. Das allgemeine Kontaktverbot bzw. das Ansammlungsverbot gem. § 2 Abs. 1 und 
§ 3 Abs. 1 3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO ist aus materiellen Gründen 
verfassungswidrig, weil es die in Art. 1 Abs. 1 GG als unantastbar garantierte 
Menschenwürde verletzt.  

Unantastbarkeit der Menschenwürde heißt, dass eine Verletzung der 
Menschenwürde nicht mit anderen Grundwerten der Verfassung gerechtfertigt 
werden kann; der Achtungsanspruch der Menschenwürde ist kategorisch. Dies 
bedeutet aber nicht, dass der Inhalt dieses Achtungsanspruchs, das, was der Würde 
des Einzelnen geschuldet ist, unabhängig von der konkreten Situation bestimmt 
werden könnte. Insbesondere die Rücksicht auf Würde und Leben anderer prägt den 
Inhalt des Achtungsanspruchs mit.  
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Auf den vorliegenden Fall bezogen ergibt sich daraus folgendes: Bei einem 
allgemeinen Kontaktverbot handelt es sich um einen schweren Eingriff in die 
Bürgerrechte. Es gehört zu den grundlegenden Freiheiten des Menschen in einer 
freien Gesellschaft, dass er selbst bestimmen kann, mit welchen Menschen (deren 
Bereitschaft vorausgesetzt) und unter welchen Umständen er in Kontakt tritt. Die 
freie Begegnung der Menschen untereinander zu den unterschiedlichsten Zwecken 
ist zugleich die elementare Basis der Gesellschaft. Der Staat hat sich hier 
grundsätzlich jedes zielgerichteten regulierenden und beschränkenden Eingreifens 
zu enthalten. Die Frage, wie viele Menschen ein Bürger zu sich nach Hause einlädt 
oder mit wie vielen Menschen eine Bürgerin sich im öffentlichen Raum trifft, um 
spazieren zu gehen, Sport zu treiben, einzukaufen oder auf einer Parkbank zu sitzen, 
hat den Staat grundsätzlich nicht zu interessieren. 

Mit dem Kontaktverbot greift der Staat – wenn auch in guter Absicht – die 
Grundlagen der Gesellschaft an, indem er physische Distanz zwischen den 
Bürgerinnen und Bürgern erzwingt ("social distancing"). Kaum jemand konnte sich 
noch im Januar 2020 in Deutschland vorstellen, dass es ihm durch den Staat unter 
Androhung eines Bußgeldes untersagt werden könnte, seine Eltern zu sich nach 
Hause einzuladen, sofern er nicht für die Zeit ihrer Anwesenheit die übrigen 
Mitglieder seiner Familie aus dem Haus schickt. Kaum jemand konnte sich 
vorstellen, dass es drei Freunden verboten sein könnte, zusammen auf einer 
Parkbank zu sitzen. Noch nie zuvor ist der Staat auf den Gedanken verfallen, zu 
solchen Maßnahmen zur Bekämpfung einer Epidemie zu greifen. Selbst in der 
Risikoanalyse "Pandemie durch Virus Modi-SARS" (BT-Drs. 17/12051), die immerhin 
ein Szenario mit 7,5 Millionen Toten beschrieb, wird ein allgemeines Kontaktverbot 
(ebenso wie Ausgangssperren und die weitgehende Stilllegung des öffentlichen 
Lebens) nicht in Erwägung gezogen. Als antiepidemische Maßnahmen werden 
neben Quarantäne von Kontaktpersonen Infizierter und Absonderung von Infizierten 
nur Schulschließungen, die Absage von Großveranstaltungen und 
Hygieneempfehlungen genannt  

Wenngleich es scheint, dass es in den Monaten der Corona-Krise zu einer 
Werteverschiebung mit der Folge gekommen ist, dass zuvor als absolut exzeptionell 
betrachtete Vorgänge inzwischen von vielen Menschen als mehr oder weniger 
"normal" empfunden werden, was selbstverständlich auch den Blick auf das 
Grundgesetz verändert, sollte nach dem Gesagten an sich kein Zweifel daran 
bestehen, dass mit einem allgemeinen Kontaktverbot der demokratische Rechtsstaat 
ein – bisher als vollkommen selbstverständlich angesehenes – Tabu verletzt. 

Hinzu kommt und als gesondert zu würdigender Aspekt ist zu beachten, dass der 
Staat mit dem allgemeinen Kontaktverbot zum Zwecke des Infektionsschutzes jeden 
Bürger als potentiellen Gefährder der Gesundheit Dritter behandelt. Wird jeder 
Bürger als Gefährder betrachtet, vor dem andere geschützt werden müssen, wird 
ihm zugleich die Möglichkeit genommen, zu entscheiden, welchen Risiken er sich 
selbst aussetzt, was eine grundlegende Freiheit darstellt. Ob die Bürgerin abends ein 
Café oder eine Bar besucht und um der Geselligkeit und Lebensfreude willen das 



 
6 

 

Risiko einer Infektion mit einem Atemwegsvirus in Kauf nimmt oder ob sie 
vorsichtiger ist, weil sie ein geschwächtes Immunsystem hat und deshalb lieber zu 
Hause bleibt, ist ihr unter der Geltung eines allgemeinen Kontaktverbotes nicht mehr 
zur Entscheidung überlassen. Das freie Subjekt, das selbst Verantwortung für seine 
und die Gesundheit seiner Mitmenschen übernimmt, ist insoweit suspendiert. Alle 
Bürger werden vom Staat als potentielle Gefahrenquellen für andere und damit als 
Objekte betrachtet, die mit staatlichem Zwang "auf Abstand" gebracht werden 
müssen. 

Da eine Tabuverletzung im Bereich grundrechtseingreifenden Handeln des Staates 
allenfalls zur Abwendung einer ganz außergewöhnlichen Notlage hinnehmbar 
erscheint, wäre dies nur bei einem allgemeinen Gesundheitsnotstand – einem 
drohenden flächendeckenden Zusammenbruch des Gesundheitssystems durch 
Überlastung bzw. der Drohung von Todesfällen in vollkommen anderen Dimensionen 
als bei den regelmäßig vorkommenden Grippewellen – und auch nur dann gegeben, 
sofern von dem tabuverletzenden Grundrechtseingriff ein substantieller Beitrag zur 
Abwendung oder Begrenzung des Notstandes zu erwarten wäre. Beides war nicht 
der Fall.  Unter den tatsächlich gegebenen Umständen verletzt der Staat danach mit 
einem allgemeinen Kontaktverbot den mit der Menschenwürde bezeichneten 
Achtungsanspruch der Bürger. 

 

V. Soweit der Auffassung, dass die hier zur Rede stehenden Normen die 
Menschenwürde verletzen, nicht gefolgt wird, genügen die Normen jedenfalls nicht 
dem Verhältnismäßigkeitsgebot. 

Mit dem allgemeinen Kontaktverbot und dem Verbot von Ansammlungen wird in die 
allgemeine Handlungsfähigkeit gem. Art. 2 Abs. 1 GG und in Spezialgrundrechte 
eingegriffen. Die Prüfung kann hier auf die Frage der Verhältnismäßigkeit des 
Eingriffs in die allgemeine Handlungsfreiheit beschränkt werden, da bei Verneinung 
der Verhältnismäßigkeit dieses Eingriffs auch die Eingriffe in die Spezialgrundrechte 
(soweit die Eingriffe nicht über den Regelungsinhalt des Kontaktverbotes 
hinausgehen) unverhältnismäßig sind. 

Verhältnismäßigkeit setzt voraus, dass mit einem Grundrechtseingriff ein legitimes 
Ziel verfolgt wird, der Eingriff geeignet ist, die Zielerreichung zu fördern, der Eingriff 
erforderlich ist, weil es kein milderes Mittel gibt, das in gleicher Weise geeignet ist, 
und er schließlich auch angemessen, d.h. verhältnismäßig im engeren Sinne ist. 

Bei beiden Zielen – Verhinderung einer Überlastung des Gesundheitssystems und 
Minimierung der Infektionen – handelt es sich grundsätzlich um legitime Ziele des 
Verordnungsgebers, die Verhältnismäßigkeitsprüfung muss aber für jedes Ziel 
gesondert erfolgen. Dabei ist eine von den übrigen Lockdown-Maßnahmen isolierte 
Betrachtung des hier zu beurteilenden allgemeinen Kontaktverbotes kaum möglich, 
aber auch nicht erforderlich, da die Reduzierung von Kontakten die grundlegende 
Logik des Lockdowns darstellt. Mit einem allgemeinen Kontaktverbot müssen 
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zwangsläufig weitere Maßnahmen wie die Schließung von Einrichtungen 
einhergehen, da ein allgemeines Kontaktverbot im öffentlichen und privaten Raum 
bei gleichzeitiger uneingeschränkter Begegnungsmöglichkeit in Kino, Theater, 
Konzert, in Sporteinrichtungen, in der Gastronomie etc. weitgehend leerliefe. 

Um eine Überlastung des Gesundheitssystems zu vermeiden, waren allerdings zum 
Zeitpunkt des Erlasses der 3. ThürSARS-CoV-2-EindmaßnVO, wie bereits unter III. 
gezeigt, die Verhängung eines allgemeinen Kontaktverbotes und auch sonstige 
Lockdown-Maßnahmen nicht erforderlich. 

Der Verordnungsgeber trägt die volle Verantwortung für die Verfassungsmäßigkeit 
der von ihm erlassenen Verordnung und kann diese auch nicht teilweise an das 
Robert Koch-Institut delegieren. Um dieser Verantwortung gerecht zu werden, muss 
er sich – soweit nötig, selbstverständlich unter Zuhilfenahme sachkundiger Expertise 
und Beratung – eigene Sachkunde verschaffen, was vorliegend heißt, dass er sich 
mit den vom Robert Koch-Institut bereitgestellten Daten und mit Daten aus anderen, 
ihm zugänglichen Quellen selbst auseinandersetzen muss. 

Unter Beachtung dieser Anforderungen ist die Frage, ob der Verordnungsgeber die 
Verlängerung des Lockdowns als erforderlich zur Abwendung einer Überlastung des 
Gesundheitssystems erachten durfte, eindeutig mit "Nein" zu beantworten. Der 
Verordnungsgeber konnte danach [Anm.: Nach den einzelnen, im Volltext 
angeführten Daten] wissen, dass die Zahl der Neuinfektionen in Deutschland bereits 
seit Mitte März sank. Es gab danach für ihn keinen Grund für die Annahme, es 
könnte doch noch eine Welle von COVID-19-Patienten auf die Thüringer Kliniken 
zukommen. Dafür hätte es eine Trendumkehr geben müssen, für die es keinerlei 
Anhaltspunkte gab. 

Der Verordnungsgeber konnte aus den Daten des Robert Koch-Instituts auch 
erkennen, dass es keine Hinweise auf die Wirksamkeit des am 22. März 
beschlossenen Lockdowns gab, so dass für den Fall der Aufhebung des Lockdowns 
auch nicht mit einem erneuten Anstieg der Infektionen zu rechnen war. Schließlich 
war für den Verordnungsgeber auch ohne weiteres erkennbar, dass selbst für den 
Fall eines – entgegen den sich aus dem bisherigen Verlauf der Epidemie 
ergebenden Erwartungen – erneuten Anstieges der Neuinfektionen aufgrund der 
enormen Zahl freier Betten (528 freie Intensivbetten bei 56 COVID-19-Patienten am 
16. April) noch ausreichend Zeit bliebe, um auf die veränderte Situation zu reagieren. 
Es gab also auch bei einem ungeachtet der klaren Datenlage verbliebenen 
Misstrauen hinsichtlich der Stabilität der Entwicklung keinen Grund für eine 
vorsorgliche Verlängerung des Lockdowns. Und nicht zuletzt hätte es der 
Landesregierung zu denken geben und das Vertrauen in die eigene Bewertung der 
Situation stärken müssen, dass sich Schreckensszenarien wie die aus dem 
Strategiepapier des Bundesinnenministeriums vom März ganz offensichtlich als 
science fiction erwiesen hatten.  

Soweit die Minimierung der Infektionen als eigenständiges Ziel, unabhängig von der 
Frage, ob eine Überlastung des Gesundheitssystems drohte, verfolgt wurde, ist das 
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Kontaktverbot in Bezug auf dieses Ziel als erforderlich anzusehen, da ohne ein 
Kontaktverbot die Erreichung des Ziels nicht in gleicher Weise gefördert werden 
konnte. Es ist aber nicht verhältnismäßig im engeren Sinne. 

Für die Prüfung der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne sind der Nutzen der 
Maßnahmen und die Kosten, die sich aus den Freiheitseinschränkungen und ihren 
Kollateralschäden und Folgekosten zusammensetzen, gegeneinander abzuwägen. 
Dafür müssen die Vorteile und die Nachteile beschrieben, gewichtet und bewertet 
werden. 

Dass der Lockdown seit dem 23. März keinen messbaren Effekt hatte, ist auch 
insofern nicht überraschend, als die WHO erst in einer im Oktober 2019 
veröffentlichten Metastudie zur Wirksamkeit von sog. nicht-pharmazeutischen 
Interventionen (non-pharmaceutical interventions = NPI) bei Influenzaepidemien zu 
dem Ergebnis kam, dass es für die Wirksamkeit sämtlicher untersuchter Maßnahmen 
(Arbeitsstättenschließungen, Quarantäne, social distancing u.d.) nur geringe oder gar 
keine Evidenz gebe. Ob diese Studie von der Bundesregierung oder der 
Landesregierung vor der Entscheidung über den Lockdown zur Kenntnis genommen 
wurde, ist dem Gericht nicht bekannt, angesichts der Folgenschwere der 
Entscheidung konnte aber erwartet werden, dass die verfügbaren wissenschaftlichen 
Erkenntnisse zu Lockdowns bzw. NPIs ausgewertet werden.  

Inzwischen gibt es mehrere wissenschaftliche Studien, die zu dem Ergebnis 
kommen, dass die in der Corona-Pandemie in verschiedenen Ländern angeordneten 
Lockdowns nicht mit einer signifikanten Verringerung von Erkrankungs- und 
Todeszahlen verbunden waren.  

Auch der im November zunächst nur für einen Monat ("Wellenbrecherlockdown") 
angeordnete und inzwischen zweimal verlängerte Lockdown erbringt offensichtlich 
noch einmal den Beweis, dass sich mit Lockdowns das Infektionsgeschehen und 
insbesondere die Zahl der tödlich verlaufenden Fälle nicht signifikant beeinflussen 
lässt. Nach dem aktuellen Thesenpapier der Autorengruppe um Schrappe 
(Thesenpapier 7 vom 10.01.2021, S. 5, 24f), ist die Lockdown-Politik gerade für die 
vulnerablen Gruppen, für die COVID-19 die größte Gefahr darstellt, wirkungslos. Zu 
demselben Ergebnis kommt auch der bereits erwähnte CoDAG-Bericht Nr. 4 des 
Instituts für Statistik der LMU München. 

Hinsichtlich der Kosten des Lockdowns ist zunächst erneut festzuhalten, dass es sich 
bei den mit dem Lockdown verbundenen Freiheitseinschränkungen um die 
umfassendsten und weitreichendsten Grundrechtseinschränkungen in der 
Geschichte der Bundesrepublik handelte. Schon daraus ergibt sich, dass die 
Freiheitseinschränkungen ein so großes Gewicht haben, dass sie allenfalls dann 
gerechtfertigt sein können, wenn die Gefahr, deren Bekämpfung sie dienten, ganz 
außergewöhnlich groß war (Murswiek, aaO, S. 33) und durch die Maßnahmen des 
Lockdowns zugleich ein großer positiver Effekt erwartet werden konnte, was aber 
nach dem Gesagten nicht der Fall war. 
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Zu der unmittelbaren Wirkung der Freiheitseinschränkungen kommen die 
Kollateralschäden und Folgeschäden hinzu. 

- Ökonomisch bewertbare Schäden 

(1) Gewinneinbußen/Verluste von Unternehmen/Handwerkern/Freiberuflern, die 
unmittelbare Folgen der an sie adressierten Freiheitseinschränkungen sind 

(2) Gewinneinbußen/Verluste von Unternehmen/Handwerkern/Freiberuflern, die 
mittelbare Folgen der Lockdown-Maßnahmen sind (z.B. Gewinneinbußen von 
Zulieferern von unmittelbar betroffenen Unternehmen; Gewinneinbußen, die aus der 
Unterbrechung von Lieferketten resultieren und z.B. zu Produktionsausfällen führten; 
Gewinneinbußen, die aus Reisebeschränkungen resultierten) 

(3) Lohn- und Gehaltseinbußen durch Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit 

(4) Konkurse/Existenzvernichtungen 

(5) Folgekosten von Konkursen/Existenzvernichtungen 

 
- Leben und Gesundheit der Menschen in Deutschland 

(1) die Zunahme häuslicher Gewalt gegen Kinder und Frauen 

(2) Zunahme von Depressionen infolge sozialer Isolation 

(3) Angst-Psychosen/Angst-Störungen infolge Corona-Angst 

(4) andere psychische Störungen/nervliche Überlastung wegen 
familiärer/persönlicher/beruflicher Probleme infolge des Lockdown 

(5) Zunahme von Suiziden, beispielsweise infolge von Arbeitslosigkeit oder 
Insolvenz(6) gesundheitliche Beeinträchtigungen infolge von Bewegungsmangel 

(7) Unterlassung von Operationen und stationären Behandlungen, weil 
Krankenhausbetten für Coronapatienten reserviert wurden 

(8) Unterlassung von Operationen, stationären Behandlungen, Arztbesuchen, weil 
Patienten Infizierung mit Covid-19 befürchten 

 
- Ideelle Schäden 

(1) Bildungseinbußen und Beeinträchtigung der psychosozialen Entwicklung von 
Kindern durch Ausfall oder Einschränkungen des Schulunterrichts bzw. der 
Schließung anderer Bildungseinrichtungen 

(2) Verlust an kulturellen Anregungen/Erlebnissen durch Schließung von Theatern, 
Konzert- oder Opernhäusern und vielen anderen kulturellen Einrichtungen 

(3) Verlust musischer Entfaltungsmöglichkeiten durch Verbote, die gemeinsames 
Musizieren in Orchestern oder Chören unterbinden 

(4) Verlust von Gemeinschaftserlebnissen/persönlichem sozialem Miteinander durch 
Verbot von Zusammenkünften in Vereinen, Verbot von Veranstaltungen, Verbot von 
Ansammlungen, Schließung von Kneipen usw. 

(5) Einschränkung sozialer Entwicklungsmöglichkeiten für Kinder durch Schließung 
von Kindergärten 

(6) Isolierung von Kindern in Wohnungen ohne Kontakte zu anderen Kindern durch 
Schließung von Schulen, Kindergärten und Spielplätzen 
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- Folgekosten 

(1) von Bund und Ländern an die Wirtschaftssubjekte geleistete Corona-Hilfen 

(2) Steuerausfälle infolge der Einschränkung der Wirtschaftstätigkeit durch den 
Lockdown 

(3) Kurzarbeitergeld und Arbeitslosenhilfe, die infolge des Lockdown gezahlt werden 
mussten 

(4) Sozialhilfe für infolge des Lockdown auf Sozialhilfe angewiesene Menschen 

 
- gesundheitliche und ökonomische Schäden in Ländern des Globalen Südens 
Langfristig werde die Übersterblichkeit durch die Maßnahmen [Anm.: Unterbrechung 
der gesundheitlichen Entwicklungshilfe und der Lebensmittelversorgung in Afrika] 
wahrscheinlich deutlich größer als die Zahl der COVID-19-Toten sein. 

Da die Lockdown-Politik in Thüringen ein – wenn auch natürlich sehr kleiner – Teil 
einer nahezu alle westlichen Industrieländer betreffenden Lockdown-Politik ist, sind 
diese Schäden, soweit sie nicht aus von den betroffenen Staaten selbst zu 
verantwortenden politischen Entscheidungen resultieren, sondern indirekte Folge der 
Lockdowns in den Industrieländern sind, auch anteilig ihr zuzurechnen und deshalb 
grundsätzlich in die Verhältnismäßigkeitsprüfung mit einzustellen. 

Nach dem Gesagten kann kein Zweifel daran bestehen, dass allein die Zahl der 
Todesfälle, die auf die Maßnahmen der Lockdown-Politik zurückzuführen sind, die 
Zahl der durch den Lockdown verhinderten Todesfälle um ein Vielfaches übersteigt. 
Schon aus diesem Grund genügen die hier zu beurteilenden Normen nicht dem 
Verhältnismäßigkeitsgebot. Hinzu kommen die unmittelbaren und mittelbaren 
Freiheitseinschränkungen, die gigantischen finanziellen Schäden, die immensen 
gesundheitlichen und die ideellen Schäden. Das Wort "unverhältnismäßig" ist dabei 
zu farblos, um die Dimensionen des Geschehens auch nur anzudeuten. Bei der von 
der Landesregierung im Frühjahr (und jetzt erneut) verfolgten Politik des Lockdowns, 
deren wesentlicher Bestandteil das allgemeine Kontaktverbot war (und ist), handelt 
es sich um eine katastrophale politische Fehlentscheidung mit dramatischen 
Konsequenzen für nahezu alle Lebensbereiche der Menschen, für die Gesellschaft, 
für den Staat und für die Länder des Globalen Südens. 

 

 

 

Hier der Link zum vollständigen Urteil: https://openjur.de/u/2316798.print 

 

 

 


